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Steuertipp 02/2012 

 

Geldwerter Vorteil bei verbilligter Wohnungsüberlassung 
Eine Lohnsteueraußenprüfung des Finanzamts ist bei Kapitalgesellschaften genauso 
"wenig beliebt", wie die "normale" Außenprüfung im inhabergeführten Betrieb. Das 
liegt daran, dass auch hier den nahestehenden Personen (Geschäftsführern oder Vor-
standsmitgliedern) besonders auf die Finger geschaut wird, denn diese unterliegen als 
steuerliche Arbeitnehmer der Lohnsteuer. So erging es auch einer Aktiengesellschaft 
(AG) im Zuständigkeitsbereich des Finanzgerichts (FG) Düsseldorf, die sich mit einer 
Lohnsteuer-Haftungsschuld von über 1,2 Mio. EUR konfrontiert sah. 
 
 
Sachverhalt 
Die AG sah sich in der Lohnsteuer-Außenprüfung zwei Vorwürfen ausgesetzt, die 
nach dem Willen des Finanzamts zu geldwerten Vorteilen führten. Der Witwe eines 
ehemaligen Vorstandsvorsitzenden wurde eine über 231 qm große Wohnung für eine 
Miete von etwa 100 EUR monatlich überlassen. Zu der Wohnung gehörten auch ein 
Schwimmbad mit Umkleide-, Sanitär- und Technikräumen sowie zwei Tiefgaragen-
stellplätze. Die AG ermittelte hierfür eine Kostenmiete von etwa 2.450 EUR monatlich 
(einschl. TG/Schwimmbad, darin 8 EUR/qm für die Wohnung) und führte de-
mentsprechend den Lohnsteuerabzug durch. Ferner gewährte die AG fünf Vorstands-
mitgliedern neben einer Pensionszusage Zuschüsse zu einer Rentenversicherung (frei-
willige Weiterversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung bzw. Versor-
gungswerk). Die Zuschüsse waren auf die Höhe der Arbeitgeberanteile bei gesetzli-
cher Rentenversicherungspflicht beschränkt. Bei drei Betroffenen sollten spätere Ren-
tenzahlungen auf Ruhegehälter der AG angerechnet werden. Die AG behandelte die 
Zuschüsse als steuerfrei. Das Finanzamt wollte die Miete nach der Mietrichtwerttabel-
le (ca. 11,50 EUR/qm) ansetzen und sah die Zuschüsse als steuerpflichtig an. So traf 
man sich vor dem Finanzgericht. 
 
Entscheidung 
Die AG obsiegte in voller Höhe beim Ansatz der Kostenmiete, ohne dass das Finanz-
gericht hierzu weitere Ausführungen machen musste, denn man hatte sich in der 
mündlichen Verhandlung geeinigt. So bleibt die Erkenntnis, dass eine Kostenmiete 
zum Ansatz kommen kann, wenn eine realistische Marktmiete für teure Objekte nicht 
erzielbar ist. Hinsichtlich der Zuschüsse zur Rentenversicherung konnte sich die AG in 
drei der fünf Fälle freuen. Zwar führe die Entrichtung der freiwilligen Beiträge grund-
sätzlich zu Arbeitslohn, weil der Arbeitnehmer einen eigenen Rechtsanspruch gegenü-



Steuerkanzlei Dr. Siegfried M. Schaller – Weidenweg 13 – 86609 Donauwörth – Tel. 0906/70613-0 

 

ber der gesetzlichen Rentenversicherung erlange. Ein geldwerter Vorteil sei aber we-
gen eines eigenbetrieblichen Interesses zu verneinen, soweit die späteren Leistungen 
auf das Ruhegehalt aus der Pensionszusage angerechnet würden. 
 
Konsequenz 
Die Aussagen zum eigenbetrieblichen Interesse bei Zahlung in die Rentenkasse unter 
Anrechnung auf Versorgungsbezüge des Arbeitgebers liegen im Trend der Recht-
sprechung. Bereits 2006 hatte der Bundesfinanzhof bei einem Kirchenbeamten ebenso 
geurteilt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


